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Die Völkerrechtskommission (In-
ternational Law Commission – 
ILC) ist als Unterorgan der UN-

Generalversammlung mit der Kodifi- 
zierung und Weiterentwicklung des Völ-
kerrechts beauftragt. Nachdem im Jahr 
2020 pandemiebedingt keine Tagung 
stattfand, trafen sich die 34 Mitglie-
der im Jahr 2021 zu ihrer 72. Tagung 
(26.4.–4.6. und 5.7.–6.8.).

Vorläufige Anwendung von 
Verträgen

Nach neun Jahren schloss die Kommis-
sion ihre Arbeit zur vorläufigen Anwen-
dung von Verträgen in zweiter Lesung ab. 
Ihr lagen der sechste Bericht des mexi-
kanischen Sonderberichterstatters sowie 
Kommentare und Bemerkungen von Re-
gierungen und internationalen Organi-
sationen zu dem in erster Lesung im Jahr 
2018 angenommenen Richtlinienentwurf 
zugrunde. Die ILC nahm den gesamten 
überarbeiteten Richtlinienentwurf für die 
vorläufige Anwendung von Verträgen an.

Im Vergleich zur ursprünglichen Fas-
sung des Entwurfs nach erster Lesung 
wurden nur wenige Änderungen vorge-
nommen, die vor allem das Verhältnis 
des Entwurfs zu Regelungen zur vorläu-
figen Anwendung von Verträgen in Ver-
trägen selbst sowie im Wiener Überein-
kommen über das Recht der Verträge 
betrafen. Zudem entschied sich die Kom-
mission aufgrund der Schwierigkeit der 
Erstellung abstrakter Klauseln gegen die 
Aufnahme von Musterklauseln im An-
hang des Entwurfs, die von Staaten beim 
Abschluss eines Abkommens hätten ver-
wendet werden können. Stattdessen ent-
schied sie sich für die Darstellung von 
Beispielsbestimmungen aus bestehenden 
Verträgen und anderen Instrumenten zur 
vorläufigen Anwendung von Verträgen.

Gemäß Artikel 23 ihrer Satzung emp-
fahl die ILC der Generalversammlung, 

den Richtlinienentwurf zur Kenntnis zu 
nehmen, seine möglichst weite Verbrei-
tung zu fördern und in einem Band der 
Gesetzgebungsreihe der Vereinten Nati-
onen zu veröffentlichen.

Schutz der Atmosphäre

Ebenfalls abgeschlossen hat die ILC ihre 
im Jahr 2013 begonnenen Arbeiten zum 
Schutz der Atmosphäre. Der abschlie-
ßenden zweiten Lesung lagen der sechs-
te Bericht des japanischen Sonderbericht-
erstatters sowie Kommentare und Be- 
merkungen von Regierungen und inter-
nationalen Organisationen zu dem in 
erster Lesung 2018 angenommenen Richt-
linienentwurf zugrunde. Die Kommis
sion nahm den gesamten überarbeiteten 
Richtlinienentwurf zum Schutz der At-
mosphäre an. 

Auch hier erfolgte nur eine geringfü-
gige Überarbeitung des ursprünglichen 
Richtlinienentwurfs nach erster Lesung. 
Bemerkenswert ist, dass in der Präambel 
der Schutz der Atmosphäre nun nicht 
mehr als »dringendes Anliegen der ge-
samten internationalen Gemeinschaft«, 
sondern, angelehnt an den im Umwelt-
völkerrecht etablierten Begriff, als »ge-
meinsame Sorge der Menschheit« (com-
mon concern of humankind) bezeichnet 
wird. Die ILC wies in der Kommentie-
rung vorsorglich darauf hin, dass der 
Begriff lediglich eine faktische Situation 
bezeichne und keine Rechte und Pflich-
ten mit sich bringe. Zudem stellen die 
Entwurfsrichtlinien klar, dass sie keine 
über bestehendes Recht hinausgehenden 
Regeln schaffen und sie sehen von einer 
Betonung der Verantwortung von Staa-
ten für die Verschmutzung der Atmo-
sphäre ab.

Die ILC empfahl der Generalversamm-
lung, die Entwurfspräambel und -richt-
linien in einer Resolution zur Kenntnis 
zu nehmen, für ihre möglichst weite Ver-
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breitung zu sorgen und die Staaten, in-
ternationalen Organisationen und alle 
weiteren mit dem Thema befassten Ak-
teure auf den Entwurf aufmerksam zu 
machen.

Immunität vor ausländischen 
Strafgerichten

Zu dem bereits im Jahr 2007 begonne-
nen Thema legte die spanische Bericht-
erstatterin den achten Bericht vor. Die-
ser untersuchte gute Verfahrensweisen 
zur Festlegung und Anwendung von Im-
munität staatlicher Amtsträgerinnen und 
-träger, einen Mechanismus zur Beile-
gung von Streitigkeiten zwischen dem 
Staat des Gerichts und dem Staat des 
Amtsträgers sowie das Verhältnis zwi-
schen ausländischen und internationa-
len Strafgerichten im Hinblick auf die 
Immunität staatlicher Amtsträger. 

Auf Grundlage des Berichts verwies 
die Kommission zwei neue Entwurfsar-
tikel an den Redaktionsausschuss. Ent-
wurfsartikel 17 sieht die Möglichkeit vor, 
Streitigkeiten zwischen dem Staat des 
Gerichts und dem Staat des Amtsträgers 
einem Schiedsgericht oder dem Interna-
tionalen Gerichtshof (International Court 
of Justice – ICJ) vorzulegen, wenn keine 
zwischenstaatliche Verhandlungslösung 
erzielt wird. Nach Entwurfsartikel 18 
sollen die Entwurfsartikel die Vorschrif-
ten über die Arbeitsweise der internatio-
nalen Strafgerichte unberührt lassen. 

Des Weiteren nahm die Kommission 
die im Jahr 2019 an den Redaktionsaus-
schuss verwiesenen Entwurfsartikel 8 
ante bis 12 vorläufig an, bei denen es 
sich um Verfahrensvorschriften han-
delt. Demnach ist der Staat des Gerichts 
dazu verpflichtet, vor der Ergreifung 
strafrechtlicher Maßnahmen die Immu-
nität des Amtsträgers zu prüfen und den 
Staat des Amtsträgers zu unterrichten. 
Der Staat des Amtsträgers kann dessen 
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Immunität dann entweder geltend ma-
chen oder auf sie verzichten. Eine erste 
Lesung des Themas fand noch nicht 
statt und wird nun für die 73. Tagung 
im Jahr 2022 erwartet.

Staatennachfolge und 
-verantwortlichkeit

In seinem vierten Bericht befasste sich 
der tschechische Berichterstatter mit den 
Auswirkungen der Staatennachfolge auf 
Formen der Verantwortlichkeit, insbe-
sondere auf die verschiedenen Formen 
der Wiedergutmachung, die Verpflich-
tung zur Unterlassung sowie Zusiche-
rungen und Garantien der Nichtwieder-
holung. Auf Grundlage des Berichts 
verwies die Kommission die Entwurfs-
artikel 7 bis sowie 16 bis 19 an den 
Redaktionsausschuss.

Zudem nahm die ILC die Entwurfs-
artikel 7 bis 9 samt Kommentierung vor-
läufig an. Entwurfsartikel 7 regelt die 
Verantwortlichkeit des Nachfolgestaats 
für fortdauernde unrechtmäßige Hand-
lungen, Entwurfsartikel 8 die Zurech-
nung für das Verhalten aufständischer 
und anderer Bewegungen auf dem neuen 
Staatsgebiet und Entwurfsartikel 9 Fälle, 
in denen der Vorgängerstaat fortbesteht.

Die Arbeit der ILC ist weiterhin 
durch eine Kontroverse um eine Grund-
frage der Staatennachfolge geprägt. 
Mangels hinreichender und einheitli-
cher Staatenpraxis herrscht unter den 
Mitgliedern kein Konsens darüber, ob 
die grundsätzliche Regel der Staaten-
nachfolge im Hinblick auf Staatenver-
antwortlichkeit die automatische Nach-
folge oder die Nichtnachfolge, also die 
›weiße Weste‹, ist. Entwurfsartikel 10 
und 11, die die ILC nach einem Zwi-
schenbericht des Redaktionsausschus-
ses zur Kenntnis nahm und weiterhin 
ausstehen, legen daher keine der beiden 
Ansichten zugrunde, sondern stellen auf 
Einigungen der betroffenen Staaten im 
Einzelfall ab.

Allgemeine Rechtsgrundsätze

Zum Thema Allgemeine Rechtsgrund-
sätze, die gemäß Artikel 38, Absatz 1 
lit. c des ICJ-Statuts die dritte Haupt-

quelle des Völkerrechts darstellen, legte 
der ecuadorianische Berichterstatter sei-
nen zweiten Bericht vor, in dem er die 
Ermittlung allgemeiner Rechtsgrundsät-
ze untersuchte. Auf Grundlage des Be-
richts verwies die Kommission die Ent-
wurfsschlussfolgerungen 4 bis 9 an den 
Redaktionsausschuss. 

Ferner nahm die Kommission nach 
dem Bericht des Redaktionsausschusses 
die Entwurfsschlussfolgerungen 1, 2 und 
4 samt Kommentierung vorläufig an. 
Gemäß Entwurfsschlussfolgerung 4 ist 
es für die Bestimmung eines aus den na-
tionalen Rechtsordnungen abgeleiteten 
allgemeinen Rechtsgrundsatzes notwen-
dig, dass ein den verschiedenen Rechts-
systemen der Welt gemeinsamer Grund-
satz existiert und dieser in die inter- 
nationale Rechtsordnung übertragen 
wurde. Erwähnenswert ist ferner, dass 
Entwurfsschlussfolgerung 2 statt des in 
Artikel 38, Absatz 1 lit. c des ICJ-Status 
verwendeten kolonialistischen Begriffs 
›Kulturvölker‹ (civilized nations) den 
Begriff der ›Völkergemeinschaft‹ (com-
munity of nations) verwendet, um die 
Gleichheit aller Staaten zu betonen. 

Aufgrund der anhaltenden Uneinig-
keit der Mitglieder, ob allgemeine 
Rechtsgrundsätze nur die aus den na
tionalen Rechtsordnungen abgeleiteten 
oder auch die innerhalb des interna
tionalen Rechtssystems entstandenen 
Grundsätze umfassen, wurde die Arbeit 
des Redaktionsausschusses an Entwurfs-
schlussfolgerung 3 ausgesetzt.

Meeresspiegelanstieg

Für das Thema Meeresspiegelanstieg 
und Völkerrecht berief die ILC während 
der vorigen Tagung keine Sonderbe-
richterstatterin oder -erstatter, sondern 
richtete eine Studiengruppe ein. Dieser 
lag nun das erste Themenpapier der ru-
mänischen und türkischen Ko-Vorsit-
zenden vor, das sich mit Fragen des See-
völkerrechts auseinandersetzte. Dazu 
führte die Studiengruppe eine Debatte 
und eine interaktive Diskussion durch. 
Anschließend berichteten die Ko-Vorsit-
zenden dem Plenum über die Arbeit der 
Studiengruppe.

Gegenstand des Themenpapiers und 
der anschließenden Diskussion war ins-

besondere die Frage, ob sich die Basis
linien eines Küstenstaats bei einem Mee-
resspiegelanstieg auch rechtlich verschie- 
ben (bewegliche Basislinien) oder ob sie 
bestehen bleiben sollen (permanente Ba-
sislinien). Diese Frage ist von großer Be-
deutung, weil Basislinien der Ausgangs-
punkt für die Bemessung der verschie- 
denen Meereszonen wie des Küsten-
meers oder der Ausschließlichen Wirt-
schaftszone nach der UN-Seerechts-
konvention (United Nations Convention 
on the Law of the Sea – UNCLOS) sind 
und eine landwärtige Verschiebung der 
Basislinie daher mit einem Verlust der 
entsprechenden (Hoheits-)Rechte des 
Küstenstaats einhergeht. Vor diesem 
Hintergrund betonen das Themenpapier 
sowie Kommentare seitens der Staaten 
ein übergeordnetes Interesse an der 
Wahrung von Rechtssicherheit, was für 
permanente Basislinien, das heißt den 
rechtlichen Bestand der aktuellen Basis-
linien spricht. In der Diskussion offen-
barten sich jedoch Meinungsverschie-
denheiten zu der Frage, ob Artikel 5 der 
UNCLOS bewegliche oder permanente 
Basislinien vorsieht oder ob Artikel 5 
dazu überhaupt eine Aussage trifft.

Sonstiges

Das Thema Hilfsmittel zur Feststellung 
von Rechtsnormen wurde in das Lang-
zeitprogramm der Kommission aufge-
nommen. Das Thema untersucht die 
vierte Hauptquelle des Völkerrechts, 
wie sie in Artikel 38, Absatz 1 lit. d des 
ICJ-Statuts wiedergegeben ist.

Die ILC hat den Franzosen Mathias 
Forteau, der bereits zwischen den Jah-
ren 2012 bis 2016 ILC-Mitglied war, 
zum Nachfolger des deutschen Mit-
glieds Georg Nolte gewählt, der seit Fe-
bruar 2021 Richter am Internationalen 
Gerichtshof ist.


